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 Antisemitismus in der Kultur?! Vorwürfe im Zusammenhang einer Veranstal-

tung an der Kunstakademie Düsseldorf mit einer Künstlerin am 21. Januar 
2026 (beantragt durch die Fraktionen von CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und FDP [siehe Anlage]) 

Vorsitzende Christina Osei: Sehr geehrte Damen und Herren! Ich begrüße die Mit-
glieder des Ausschusses für Kultur und Medien. Die heutige Sitzung wird nicht gestre-
amt, da dies bei Sondersitzungen nicht üblich ist und auch kein Antrag gestellt wurde. 
Außerdem begrüße ich die anwesenden Mitglieder des Wissenschaftsausschusses, 
die wir zu dieser Sitzung nachrichtlich eingeladen haben. Die Vertreterinnen und Ver-
treter der Landesregierung begrüße ich auch, insbesondere Frau Ministerin Brandes. 
Darüber hinaus begrüße ich die Zuhörerinnen und Zuhörer sowie die Vertreterinnen 
und Vertreter der Medien zur 58. Sitzung des Ausschusses für Kultur und Medien. 

Von den Mitgliedern der Fraktionen von CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP 
wurde mit gemeinsamem Schreiben vom 3. März 2026 eine Sondersitzung beantragt. 
Das erforderliche Quorum in Höhe eines Viertels der Ausschussmitglieder gemäß § 53 
Abs. 2 unserer Geschäftsordnung lag somit vor. Ich habe dem Antrag der Abgeordne-
ten daher entsprochen.  

Die Einberufung des Ausschusses erfolgte nach Terminabsprache mit Einladung 18/1683. 
Ich gehe von Ihrem Einverständnis mit der Tagesordnung aus. – Ich sehe keinen Wider-
spruch; dann ist das so in Ordnung. Wir treten jetzt in die Tagesordnung ein. 

Auf Antrag der Abgeordneten von vier Fraktionen wollen wir heute den Versuch unter-
nehmen, die Veranstaltung vom 21. Januar 2026 sowie die Kommunikation im Umfeld 
gemeinsam ein Stück weit aufzuarbeiten. Wir freuen uns sehr, dass es Frau Ministerin 
Brandes gelungen ist, wesentliche Beteiligte zu dieser Aufarbeitung an unseren Tisch 
zu bringen. 

Von der Jüdischen Gemeinde darf ich Herrn Alon Dorn, der mir als Sprecher benannt 
wurde, begrüßen; herzlich willkommen. Herr Dorn wird von weiteren Damen und Her-
ren der Jüdischen Gemeinde begleitet, die ich ebenso herzlich begrüße. Das sind Frau 
Julia Blüm, Herr Wolfgang Rolshoven, Herr Zeev Reichard, Frau Dr. Inna Goudz und 
Herr Mamrotski. Auch Sie heiße ich herzlich willkommen. 

Ich begrüße die Rektorin der Kunstakademie, Frau Professorin Donatella Fioretti; herz-
lich willkommen. Begleitet wird sie von Prorektor Herr Professor Koenraad Dedobbe-
leer, Frau Professorin Dr. Sara Hornäk und Frau Claudia Schmacke; auch Ihnen herz-
lich willkommen. 

Ich freue mich sehr, die Beauftragte des Landes Nordrhein-Westfalen für die Bekämp-
fung des Antisemitismus, für jüdisches Leben und Erinnerungskultur, Frau Staatsmi-
nisterin a. D. Sylvia Löhrmann, zu begrüßen; herzlich willkommen. 

Ministerin Ina Brandes (MKW): Meine sehr verehrten Damen und Herren! Herzlichen 
Dank, dass die Landesregierung die Möglichkeit erhält, heute Bericht zu erstatten, wir das 
miteinander in dieser ausführlichen Form tun werden und auch dafür, dass die Mitglieder 
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des Kulturausschusses und des Wissenschaftsausschusses heute hier sein können, 
weil beide Ausschüsse intensiv mit diesem Thema zu befassen sind. 

Ich möchte Ihnen heute gerne eine politische Einschätzung zu der aktuellen Situation 
geben. Wie Sie wissen, habe ich bereits am 15. Januar im Ausschuss für Kultur und 
Medien und am 21. Januar im Wissenschaftsausschuss über die Haltung der Landes-
regierung zu dieser Thematik berichtet. An der Position der Landesregierung und auch 
an meiner persönlichen Haltung hat sich seitdem nichts geändert. Ich hätte mir ge-
wünscht, dass die Kunstakademie auf die Durchführung der Veranstaltung am 21. Ja-
nuar verzichtet. Dass sie an der Entscheidung festgehalten hat, bedauere ich nach wie 
vor sehr, auch wenn ich dies als zuständige Ministerin in rechtlicher Hinsicht, auf 
Grundlage von Hochschulautonomie und Kunstfreiheit, nicht beanstanden kann. 

In diesem Zusammenhang möchte ich auf den offenen Brief eingehen, der Anfang der 
Woche veröffentlicht wurde und der mittlerweile allen Abgeordneten hier im Haus be-
kannt sein dürfte. In diesem wird kritisiert, der Druck der Politik auf Kunst und Kultur 
steige in unzulässiger Weise, um – ich zitiere – „den Meinungskorridor zu verengen 
und kontroverse Debatten im Spannungsfeld von Kunst und Politik zu verhindern“. Um 
es in aller Deutlichkeit zu sagen: Diese Vorwürfe entbehren zumindest mit Blick auf 
diese Landesregierung, mein Haus und mich persönlich jeglicher Grundlage. Ich weise 
diesen Vorwurf ausdrücklich und entschieden zurück. 

Mein Haus, die Landesregierung und ich persönlich respektieren die Wissenschafts- 
und die Kunstfreiheit ausdrücklich und immer. Das habe ich bereits im Januar in beiden 
Ausschüssen betont, und das tue ich auch heute aus voller Überzeugung. Ich unter-
stütze ausdrücklich die gestern formulierte Position der Hochschulrektorenkonferenz, 
Politik und Gesellschaft müssten stets ihrer Verantwortung zur Wahrung der Wissen-
schafts- und Kunstfreiheit gerecht werden. Das tue ich. 

Zugleich geht in der aktuellen Diskussion einiges durcheinander. Im Fall der Kunstak-
ademie geht es im Kern, also im Wortlaut, doch gar nicht um die Kunst- und/oder die 
Hochschulfreiheit. Ich glaube, dass wir das heute einmal gerade ziehen müssen. Tat-
sache ist: Die in Rede stehende Künstlerin hat sich selbst dezidiert politisch geäußert 
bzw. politisch positioniert, und zwar in den sozialen Netzwerken. Sie hat sich nicht 
künstlerisch geäußert, sie hat sich politisch geäußert. Wenn Künstlerinnen und Künst-
ler sich aber dezidiert zur Politik melden, dann müssen sie damit rechnen, dass genau 
dies öffentlich von anderen kritisiert wird. Diesen Austausch der Meinungen müssen 
Künstlerinnen und Künstler aushalten. Genau das habe ich Frau Professorin Fioretti 
im Nachgang zu der Veranstaltung in einem persönlichen Gespräch gesagt. Dieses 
Gespräch hat am 3. Februar im Ministerium stattgefunden. 

Natürlich sind wir als Landesregierung neben unserer unverbrüchlichen Treue zum Staat 
Israel und zu seinem Existenzrecht auch besorgt um die palästinensische Bevölkerung 
und Gaza. Sie sind ebenfalls Opfer der Hamas, und sie verdienen unser Mitgefühl. 
Das ist Konsens in der politischen Debatte der Bundesrepublik. Ich halte allerdings 
sowohl die Entscheidung der Kunstakademie, die Veranstaltung zuzulassen, als auch 
die Art und Weise, wie diese Veranstaltung praktisch durchgeführt wurde, für falsch. 

Im Interview mit der Frankfurter Rundschau fordert Frau Professorin Fioretti – ich zitiere –: 
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„[…] Dialog ist sehr wichtig, um Differenzen in einer Demokratie zu verhan-
deln, insbesondere in konfliktreichen und von polarisierender Berichterstat-
tung geprägten Zeiten.“ 

Gleichzeitig wurde aber bei der in Rede stehenden Veranstaltung die Öffentlichkeit 
ausgeschlossen und damit ein Dialog verhindert. Frau Professorin Fioretti nimmt für 
sich und die Kunstakademie im genannten Interview in Anspruch – Zitat –: 

„[…] [W]ir schauen auf Details, wir nehmen uns Zeit, wir hören zu, wir wollen 
verstehen, wir wollen den Dingen auf den Grund gehen.“ 

Wenn es aber wirklich darum geht, die Argumente der anderen, hier der Jüdischen 
Gemeinde, zu hören, dann erkenne ich diese Bereitschaft nicht. Wie Sie alle wissen, 
gab es während der Veranstaltung vor der Kunstakademie eine Demonstration der 
Jüdischen Gemeinde. An dieser Demonstration hat phasenweise auch die stellvertre-
tende Ministerpräsidentin dieses Landes, Mona Neubaur, teilgenommen. Die Kunstaka-
demie hat den Dialog mit den Demonstrierenden nicht gesucht. Das verstehe ich vor 
dem Hintergrund des formulierten Anspruchs nicht. 

Auch wenn die Rektorin der Kunstakademie nach wie vor die Auffassung vertritt, dass 
die Veranstaltung keine institutionelle Positionierung der Hochschule darstelle, muss 
ich feststellen, dass das öffentliche Ansehen der Kunstakademie durch ihr Verhalten 
und ihren Umgang mit der Thematik und der Öffentlichkeit sehr wohl Schaden genom-
men hat. Es wäre aus meiner Sicht die Verantwortung der Hochschulleitung gewesen, 
diesen Schaden zu verhindern. In dem Gespräch am 3. Februar habe ich der Leitung 
der Kunstakademie daher dringend nahegelegt, nunmehr endlich das persönliche Ge-
spräch mit der Jüdischen Gemeinde Düsseldorf zu suchen – mit dem Ziel, eine ge-
meinsame Gesprächsgrundlage zu finden. 

Ich habe mich daher sehr darüber gefreut, dass der Vorstand der Jüdischen Gemeinde 
Düsseldorf Mitte Februar einem moderierten Gespräch mit der Leitung der Kunstaka-
demie zugestimmt hat. Ich weiß, dass Ihnen dieser Schritt angesichts der Vorge-
schichte nicht leichtgefallen ist.  

Als Ministerium haben wir uns nach der Zusage der Jüdischen Gemeinde darum be-
müht, eine geeignete Moderation für dieses für Mitte März geplante Gespräch zu fin-
den. Leider ist durch das Interview von Frau Professorin Fioretti vom 26. Februar in 
der Frankfurter Rundschau und die darin erhobenen Vorwürfe – wiederholt in der dpa 
vom 12. März – gegenüber den Kritikern der Veranstaltung faktisch die Grundlage für 
das geplante Gespräch entfallen. So sehr ich dies bedauere, kann ich auch die Ent-
scheidung der Jüdischen Gemeinde nachvollziehen. Um es klar zu sagen: Dieses In-
terview hat mich persönlich enttäuscht, weil es die auch von mir persönlich sehr müh-
sam aufgebauten Gesprächsbrücken zum Einsturz gebracht hat. 

Ich bin trotz dieser sehr schwierigen Umstände froh, dass sich die Abgeordneten des 
Kulturausschusses und des Wissenschaftsausschusses heute mit diesem Thema be-
fassen. Mein besonderer Dank gilt der Jüdischen Gemeinde für die Bereitschaft, auf mei-
ne Bitte hin heute hier im Ausschuss zu erscheinen. Das gilt natürlich auch für Sylvia 
Löhrmann als Antisemitismusbeauftragte der Landesregierung. Ich bin auch froh, dass 
Frau Professorin Fioretti der Bitte gefolgt und heute hier ist. 
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Ich hoffe, dass die heutige Diskussion zur angemessenen Aufarbeitung dieses Themas 
beiträgt und so einen Dialog ermöglicht. 

Prof.’in Donatella Fioretti (Kunstakademie Düsseldorf): Sehr geehrte Damen und 
Herren! Ich danke Ihnen für die Einladung zur heutigen Sitzung und dafür, dass ich ein 
kurzes Statement abgeben kann. Ich hoffe sehr, damit zur Klärung und Beruhigung 
beitragen zu können. Ich komme direkt zur Sache und möchte erst einmal schildern, 
was aus der Sicht der Kunstakademie eigentlich passiert ist. 

Wie Sie bereits wissen, gab es am 21. Januar diese Veranstaltung im Rahmen der von 
Studierenden kuratierten Vortragsreihe „SPARTA“, bei der eine palästinensische 
Künstlerin, Basma al-Sharif, ihre Arbeit präsentiert und Einblicke in ihre Praxis gege-
ben hat. Die SPARTA-Veranstaltungen haben einen atelierartigen Charakter. Es han-
delt sich bewusst um ein sehr kleines, seminarartiges Format. In der Regel sprechen 
wir von 30 bis 50 Personen. Die Studierenden haben mit diesem Format die Möglich-
keit, direkt mit den Künstlern über ihre künstlerische Praxis zu sprechen. 

Zur Grundlage der Einladung: Basma al-Sharif ist eine sehr anerkannte Künstlerin. Sie 
hat schon im MoMA, im Palais de Tokyo und im Centre Pompidou ausgestellt. Sie hat 
ihre Arbeit bei dem Festival von Locarno und bei der Berlinale in Berlin präsentiert. 
Ihre Arbeit ist also sehr anerkannt. 

Die Kunstakademie wurde vor der Veranstaltung von gesellschaftlichen Organisatio-
nen und aus der Politik aufgefordert, die Künstlerin auszuladen, weil sie antisemitische 
Posts in den sozialen Medien veröffentlicht hat. Solche Kritik gehört zu einer freien 
Gesellschaft. Wir nehmen sie ernst und haben darauf reagiert. Wir haben die besagten 
Posts rechtlich prüfen lassen. Nach dieser Einschätzung bewegen sie sich im Rahmen 
der Meinungsfreiheit und sind nicht strafbar. 

Als staatliche Hochschule sind wir an den Gleichbehandlungsgrundsatze nach Art. 3 
des Grundgesetzes sowie an die Freiheit von Kunst und Wissenschaft nach Art. 5 ge-
bunden. Eine Einladung kann nur dann aufgehoben werden, wenn ein klarer sachlicher 
Grund vorliegt, zum Beispiel eine konkrete Gefährdungslage. Ein solcher Grund lag 
nach der rechtlichen Einschätzung nicht vor. Eine Ausladung wäre daher willkürlich 
gewesen. Wir würden also den Rechten unserer Studierenden, eine Künstlerin einzu-
laden, entgegenstehen. Ich kann nicht willkürlich eine Person ausladen. Es muss einen 
richtigen Grund geben. 

Statt Basma al-Sharif auszuladen, haben wir eine Reihe präventiver Maßnahmen er-
griffen. Ein Sicherheitskonzept wurde erstellt, eine fundierte Moderation geplant und 
durchgeführt, und die Künstlerin wurde vorab ausdrücklich gebeten, sich auf ihre 
künstlerische Arbeit zu konzentrieren. 

Seitens der Jüdischen Gemeinde wird kritisiert, dass wir diese Veranstaltung hoch-
schulintern durchgeführt haben. Der Grund dafür ist folgender: Nachdem in sozialen 
Medien Drohungen gegen die Organisatoren ausgesprochen wurden – ich meine damit 
ausdrücklich nicht die Kritik der Jüdischen Gemeinde, sondern zum Beispiel Drohun-
gen in Facebook-Kommentaren, die ich nicht vorlesen werde; Sie könnten sich diese 
üblichen Internetkommentare vorstellen –, haben wir entschieden, die Veranstaltung 
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hochschulintern durchzuführen. Das ist kein ungewöhnlicher Schritt. Die meisten un-
serer Lehrveranstaltungen sind hochschulintern. Wir als Kunstakademie haben eine 
gesetzliche Pflicht, die Angehörigen der Kunstakademie und insbesondere die Studie-
renden zu schützen. 

Stichwort „interne Kommunikation“: Im Vorfeld und parallel dazu haben wir das Ge-
schehen innerhalb des Rektorats, mit dem Professor im Fachbereich, im Senat, mit 
den Studierenden von SPARTA und AStA ausführlich diskutiert. Professorinnen und 
Professoren, künstlerische und wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter so-
wie Studierende haben ihre Unterstützung für die Entscheidung des Rektorats in ver-
schiedenen veröffentlichten Statements zum Ausdruck gebracht. 

Während des gesamten Prozesses standen wir im Austausch mit dem Ministerium. 
Am 3. Februar führten wir ein konstruktives Gespräch mit der Ministerin. Dabei wurde 
ein Dialog zwischen der Kunstakademie und der Jüdischen Gemeinde angeregt. Wir 
haben diesen Vorschlag ausdrücklich begrüßt. Nach der Publikation, wie Frau Minis-
terin gerade gesagt hat, eines Interviews in der Frankfurter Rundschau hat die Jüdi-
sche Gemeinde ihre Bereitschaft zu einem Treffen zurückgezogen. Wir sind weiterhin 
jederzeit zu einem Dialog bereit. 

Zusammenfassend hoffe ich, dass Sie sehen können, dass wir Ängste und Sorgen 
ernstnehmen. Wir versuchen jedoch, diesen, wo immer möglich, anders zu begegnen 
als durch Ausladungen. Darin sehe ich meine Aufgabe als Rektorin. Diese Verantwor-
tung kann mir leider niemand außerhalb der Hochschule abnehmen. 

Hochschulen sind zentrale Diskursräume. Studierende haben das Recht, mit unter-
schiedlichen Positionen konfrontiert zu werden und sich mit ihnen auseinanderzuset-
zen. Meine Aufgabe ist es, diesen Austausch zu ermöglichen und zugleich für die Si-
cherheit aller Beteiligten zu sorgen. 

Antisemitismus wie auch antipalästinensischer Rassismus haben an der Kunstakade-
mie keinen Platz. Wir nehmen entsprechende Vorwürfe sehr ernst und sehen es als 
unsere klare Verantwortung, jeder Form von Antisemitismus und Diskriminierung ent-
schieden entgegenzutreten. 

Zugleich sind die Hochschulen Orte der freien Auseinandersetzung. Die Freiheit von 
Kunst, Wissenschaft und Meinungsäußerung gehört zu der tragenden Grundlage un-
serer demokratischen Ordnung. Diese Freiheit schützt auch Positionen, die wir kritisch 
sehen oder schwer ertragen, solange sie nicht gegen geltendes Recht verstoßen und 
keine menschenverachtenden Inhalte verbreitet werden. 

Gerade bei den hoch polarisierenden Themen des Nahostkonflikts stehen Hochschu-
len deshalb immer wieder vor schwierigen Abwägungen zwischen der notwendigen 
Sensibilität gegenüber Antisemitismus einerseits und der Verteidigung des offenen 
Diskursraums von Kunst und Wissenschaft andererseits. Die Entscheidung, die Ver-
anstaltung stattfinden zu lassen, beruht genau auf dieser sorgfältigen Abwägung. 

Unsere Aufgabe als Hochschulleitung ist es, den Raum der Freiheit zu schützen und 
zugleich sicherzustellen, dass Recht und Gesetz eingehalten werden. Gerade in Zei-
ten zunehmender gesellschaftlicher Polarisierung brauchen wir Orte des Dialogs. 
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Hochschulen müssen Räume bleiben, in denen gesellschaftliche Konflikte sichtbar 
werden und argumentativ ausgetragen werden können. 

Alon Dorn (Jüdische Gemeinde Düsseldorf): Sehr geehrte Damen und Herren! 
Sehr geehrte Abgeordnete! Die heutige Debatte über die Veranstaltung mit Basma al-
Sharif an der Kunstakademie Düsseldorf darf nicht so dargestellt werden, als handele 
es sich um ein Missverständnis oder um einen plötzlich eskalierten Konflikt. Die wie-
derholten Warnungen waren frühzeitig klar. Bereits im Dezember wurden Hintergrund-
informationen zur geplanten Veranstaltung und zur Referentin übermittelt. Auch die 
zentrale Anlaufstelle für Betroffene von Antisemitismus an Hochschulen in Nordrhein-
Westfalen stand im Austausch mit der Akademieleitung und versuchte, auf eine Ab-
sage hinzuwirken. 

Am 6. Januar wandte sich der Vorsitzende der Deutsch-Israelischen Gesellschaft Düs-
seldorf direkt an die Rektorin der Kunstakademie. Am 7. Januar veröffentlichte das 
Jüdische Forum der CDU Nordrhein-Westfalen einen Brandbrief. Am 15. Januar star-
tete eine Petition mit der Forderung, einer Referentin mit entsprechender Positionie-
rung keine Bühne an einer staatlichen Hochschule zu geben. Mit anderen Worten: Die 
Sorgen der jüdischen Gemeinschaft lagen lange vor der Veranstaltung auf dem Tisch. 
Trotzdem fand die Veranstaltung am 21. Januar statt. 

Ein zentraler Punkt der Kritik betrifft die Person der eingeladenen Referentin selbst. 
Die Kritik richtet sich nicht gegen die künstlerische Arbeit von Basma al-Sharif, sondern 
gegen ihre öffentliche Äußerung und politische Positionierungen. Basma al-Sharif un-
terstützt öffentlich die BDS-Bewegung, die 2019 vom Deutschen Bundestag als anti-
semitisch verurteilt wurde. Sie verbreitet Narrative und Symboliken, die aus der Pro-
paganda der Hamas stammen, und zeigt wiederholt Nähe zur Popular Front for the 
Liberation of Palestine, einer Organisation, die auch in Deutschland als terroristische 
Organisation eingestuft wird. Auf ihren Social-Media-Kanälen finden sich Aussagen, in 
denen Israel das Existenzrecht abgesprochen wird. So schrieb sie unter anderem: Is-
rael hat null Recht, zu existieren. Demontiert es. – Darüber hinaus finden sich auf ihren 
Profilen Symboliken wie das rote Dreieck, das seit dem 7. Oktober von Hamas-nahen 
Akteuren zur Markierung feindlicher Ziele verwendet wird. 

Nach der Veranstaltung verbreitete Basma al-Sharif über ihre Social-Media-Kanäle ein 
Interview mit einem führenden Mitglied der Hamas, in dem der Terrorangriff vom 7. Ok-
tober 2023 nicht verurteilt, sondern als Folge von Besatzung relativiert wird. 

All diese Hinweise wurden der Akademieleitung vor der Veranstaltung übermittelt. Trotz-
dem wurde an der Einladung festgehalten. Die Begründung lautet: Kunstfreiheit. Las-
sen Sie mich deshalb eines klar sagen: Die Jüdische Gemeinde Düsseldorf stellt die 
Kunstfreiheit nicht infrage. Kunstfreiheit ist ein Grundpfeiler unserer demokratischen 
Ordnung. Aber Kunstfreiheit bedeutet nicht, dass staatliche Institutionen jede Entschei-
dung frei von Verantwortung treffen können. Sie bedeutet auch nicht, dass antisemiti-
sche Narrative und die Relativierung terroristischer Gewalt im akademischen Raum 
ohne kritische Abwägung legitimiert werden müssen. 
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Dass diese Entscheidung die Stadtgesellschaft tief bewegt hat, zeigte sich auch am 
Abend der Veranstaltung. Rund 100 Menschen demonstrierten unter dem Motto 
„Keine Bühne für Hass und Hetze“ friedlich vor der Kunstakademie. Darunter waren 
Vertreter der Jüdischen Gemeinde und zivilgesellschaftlicher Organisationen sowie politi-
sche Verantwortungsträger, darunter die stellvertretende Ministerpräsidentin des Lan-
des Nordrhein-Westfalen und der Antisemitismusbeauftragte der Stadt Düsseldorf. 

Statt sich dieser Debatte offen zu stellen, wurde die Veranstaltung unter Ausschluss 
der Öffentlichkeit durchgeführt. Begründet wurde dies unter anderem mit angeblichen 
Bedrohungen gegenüber den Veranstaltenden und der Künstlerin. Nach Auskunft der 
Polizei Düsseldorf sind jedoch keine strafrechtlich relevanten Drohungen oder Gewalt-
aufrufe im Zusammenhang mit dieser Veranstaltung bekannt. Gerade diese Diskre-
panz hat zusätzliche Irritation ausgelöst. 

Die Folgen dieser Entscheidung sind inzwischen deutlich sichtbar. Die Kunstakademie 
hat erheblich an Vertrauen verloren. Der Oberbürgermeister der Landeshauptstadt 
Düsseldorf hat nicht am traditionellen Rundgang der Akademie teilgenommen. Die 
Stadt Düsseldorf entsendete bewusst keinen offiziellen Vertreter. Andere Institutionen 
haben ebenfalls Distanz geschaffen und Fördermitglieder ihre Unterstützung beendet. 
All dies zeigt: Diese Entscheidung hat weit über den Campus hinaus Vertrauen be-
schädigt. Besonders irritierend ist deshalb, dass die Leitung der Kunstakademie bis 
heute jede Verantwortung zurückweist und die Kritik als politischen Druck darstellt. 

In einem Interview erklärte Frau Fioretti, bei der Kritik gehe es lediglich um einige 
Social-Media-Beiträge, in denen Kritik an der israelischen Politik geäußert worden sei. 
Diese Darstellung verkennt den Kern der Kritik vollständig. Es geht nicht um Kritik an 
einer Regierung. Es geht um die Delegitimierung eines Staates, um Narrative von Ter-
rororganisationen und um Symboliken, die Gewalt gegen Juden legitimieren. Gerade 
staatliche Hochschulen tragen hierbei eine besondere Verantwortung. 

Die Kultusministerkonferenz stellte bereits kurz nach dem 7. Oktober 2023 klar: 

„Die Angriffe der Hamas sind und bleiben kaltblütiger Terrorismus, der 
durch nichts zu rechtfertigen ist […].“ 

Der Schutz jüdischen Lebens ist Staatsauftrag. Niemand sollte sich an einer staatli-
chen Hochschule gezwungen fühlen, seine jüdische Identität zu verbergen. Israelische 
Studierende sollten keine Angst haben müssen, ihre Haltung öffentlich zu äußern. Ge-
nau deshalb fordern wir politische Konsequenzen. Wir fordern erstens den Rücktritt 
von Donatella Fioretti als Rektorin der Kunstakademie Düsseldorf und zweitens eine 
unabhängige Untersuchung der Situation jüdischer und israelischer Studierender an 
der Kunstakademie Düsseldorf. Denn staatliche Hochschulen müssen Orte sein, an 
denen Antisemitismus klar benannt und zurückgewiesen wird und dürfen keine Orte 
sein, an denen er relativiert und hinter abstrakten Freiheitsargumenten versteckt wird. – 
Ich danke Ihnen. 

Sylvia Löhrmann (Beauftragte des Landes Nordrhein-Westfalen für die Bekämp-
fung des Antisemitismus, für jüdisches Leben und Erinnerungskultur): Meine 
Damen und Herren Abgeordnete! Meine Damen und Herren! Wir merken, was für eine 
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auch emotional angespannte Situation das ist. Ich selbst bin als unabhängige und eh-
renamtliche Beauftragte nicht in das operative Geschehen involviert. Ich bekomme 
auch überregional, durch den Austausch mit den anderen Beauftragten, andere Ein-
drücke und Perspektiven mit und kann nur feststellen, dass es wirklich eine sehr es-
kalierte Situation ist, was ich natürlich sehr bedauere. Ich kann die von der Jüdischen 
Gemeinde zum Ausdruck gebrachten Emotionen und Aussagen sehr stark nachemp-
finden. 

Frau Fioretti, ich habe nachgelesen, was Sie geäußert haben, zumindest die öffentlich 
zugänglichen Zitate. Vor dem Hintergrund möchte ich drei Punkte ansprechen, die ich 
nach wie vor nicht nachvollziehen kann. 

Der erste Punkt betrifft die Trennung zwischen der Künstlerin bzw. ihrer Arbeit und der 
möglicherweise dahinterstehenden politischen Haltung, die Sie vornehmen. Ähnliches 
finden wir kulturgeschichtlich vor, meistens allerdings mit etwas Abstand. Ich erinnere 
an die Evangelische Kirche und Luther. Luther war bekanntermaßen einer der schlimm-
sten Antisemiten. Deswegen wird Luther nicht verboten, aber die Evangelische Kirche 
hat sich eindeutig und ausdrücklich von diesen antisemitischen Mustern distanziert. 
Ähnlich ist es bei der Kultur. Wagner steht auf Spielplänen. Trotzdem wurde sich von 
den antisemitischen Mustern distanziert. 

Mit Respekt vor der von Ihnen vorgetragenen Rechtsposition – Sie haben das nur er-
läutert –: Ich glaube, es wäre für die Jüdische Gemeinde und auch für die Öffentlichkeit 
ein Schritt gewesen, wenn Sie sich von den sehr eindeutigen und einschlägigen Posts 
der eingeladenen Künstlerin – ich will sie nicht wiederholen – inhaltlich und persönlich 
distanziert hätten. Das wäre ein Schritt gewesen. Ich habe es nicht vernommen; viel-
leicht ist das heute die Gelegenheit. 

Der zweite Punkt: Ich erfahre auch in anderen Kontexten von der Notwendigkeit und 
dem Bedürfnis, in Schulen geschützte Räume zu schaffen, in denen diskutiert werden 
kann. Das haben Sie in Anspruch genommen und die Öffentlichkeit ausgeschlossen. 
Es wäre aber vielleicht sinnvoll gewesen, brückenbauende Persönlichkeiten in die Ver-
anstaltung einzubeziehen. Ich erinnere daran, dass Shai Hoffmann, der eine jüdische 
Perspektive hat, und Jouanna Hassoun, die eine muslimisch-palästinensische Per-
spektive hat, den Menschenrechtspreis der Tonhalle Düsseldorf bekommen haben, 
also sehr unverdächtig, für viele breit zugänglich und verständlich sind. Solche brü-
ckenbauenden Positionen hätte man einbeziehen können. 

Es geht doch nicht darum, palästinensische Künstlerinnen und Künstler per se zu ver-
urteilen, auszuladen oder zu canceln, aber der abgeschlossene Raum wurde so zu 
einer Art Closed Shop. Es gibt noch Dinge dazwischen. Das eine ist die Distanzierung, 
das andere ist die entstandene Closed-Shop-Situation, die das Misstrauen noch ein-
mal schürt. 

Der dritte Punkt – vielleicht irre ich mich aufgrund der öffentlichen Wahrnehmung –: 
Ich habe nicht wahrgenommen, dass versucht wurde, bei der Jüdischen Gemeinde zu 
deeskalieren. Die Ministerin hat versucht, Brücken zu bauen. Sie hat das rechtlich ein-
geordnet; dem habe ich nichts hinzuzufügen. Aus Ihrer Position heraus hätten Sie stär-
ker auf die Jüdische Gemeinde zugehen und eher deeskalieren als eskalieren können. 
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Das ist meine Einschätzung. Ich finde, das ist eine sehr bedauerliche Ausgangssitua-
tion. Ich würde mir wünschen, dass die Aussprache heute dazu beiträgt, dass Schritte 
aufeinander zugegangen werden können. 

Vorsitzende Christina Osei: Ich würde jetzt die Aussprache eröffnen und die Abge-
ordneten nach der Größe der Fraktionen aufrufen. Wäre das in Ordnung? – Weil wir 
vielen Menschen einen Wortbeitrag ermöglichen möchten, bitte ich darum, die State-
ments relativ kurz zu halten. 

Heike Wermer (CDU): Ich bemühe mich. Erst einmal vielen herzlichen Dank, dass wir 
heute zusammenkommen und uns hier im Landtag darum bemühen, vielleicht etwas 
mehr Klarstellung und auch Positionierung zu erhalten. Grundsätzlich bedauern wir als 
CDU, dass wir in solch eine Situation gekommen sind und stehen klar und deutlich an 
der Seite der Jüdischen Gemeinde. Wir zeigen ähnlich wie schon die Ministerin Un-
verständnis über Frau Professorin Fiorettis bisheriges Verhalten und auch über das 
Interview, das Sie der Frankfurter Rundschau gegeben haben. Wir begrüßen umso 
mehr das klare Bekenntnis unserer Ministerin Ina Brandes. 

Wir schätzen sehr, dass in der Vergangenheit vor allen Dingen der Gedanke der Ver-
mittlung im Vordergrund stand und man gerade auf Landesebene und vonseiten der 
Ministerin versucht hat, Brücken zu schlagen. Leider hat es in der Vergangenheit nicht 
geklappt. Das geplante Treffen ist geplatzt. 

Mir ist wichtig, zu betonen, dass die Kunst- und Wissenschaftsfreiheit für uns alle 
selbstverständlich ist. Deswegen möchte ich darauf in dem Diskurs gar nicht weiter 
eingehen. Ich möchte uns allen das nicht absprechen lassen. Wir stehen klar für Kunst- 
und Wissenschaftsfreiheit. Diese Freiheit ist gegeben, aber Freiheit kennt vor allen 
Dingen dann Grenzen, wenn die Menschenwürde verletzt wird. Uns geht es vor allen 
Dingen – Frau Löhrmann, vielen Dank für Ihr Statement, das ich sehr wichtig finde – 
um die Haltungsfrage dahinter. 

Frau Professorin Fioretti, gerade Sie als Hochschulleitung – Sie haben es selbst schon 
erwähnt – tragen die Verantwortung. Dementsprechend kennen Sie die Innen- und die 
Außenwirkung Ihrer Kunstakademie. Wir vermissen ein klares Bekenntnis von Ihnen, 
dass Sie sich sehr deutlich vom Antisemitismus distanzieren. Sie schreiben – das kann 
ich noch sagen; Sie haben es auch erwähnt –, die Hochschule sei ein Ort des offenen 
Dialogs. Das begrüßen wir alle, aber auch in Ihren Ausführungen heute Vormittag ha-
ben Sie es vermissen lassen, zu sagen, wie Sie im Vorfeld und auch im Nachgang der 
Veranstaltung auf die Jüdische Gemeinde eingegangen sind. Vielleicht könnten Sie 
ausführen, ob es von Ihrer Seite aus Gespräche oder Gesprächsbereitschaft gab und 
ob Sie rückblickend vielleicht anders hätten agieren können, wenn dort eine Lücke 
auftritt. 

Beim Thema „Antisemitismus“ ist uns allen klar: Es braucht eine klare Haltung und 
Klarheit in der Sprache, aber vor allen Dingen auch Sensibilität und Verantwortung. Von 
verschiedenen Personen wurde es schon erwähnt: Dabei ist die Kritik an der israeli-
schen Politik natürlich erlaubt, aber wenn Künstler darüber hinaus den Staat Israel 
infrage stellen, dann muss dazu die klare Haltung geäußert werden, dass das nicht 
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geht und bei uns in Deutschland auch rechtlich nicht geht. Selbst wenn Sie Social Media 
Posts haben prüfen lassen, wie Sie in Ihren Ausführungen gesagt haben, geht es hier-
bei vor allem um eine Haltungsfrage. 

Dementsprechend wäre meine Frage an Sie: Sie betonen die Bedeutung von Dialog 
und Differenzierung, aber wie stellen Sie in diesem Zusammenhang sicher, dass An-
tisemitismus an der Kunstakademie klar benannt und ausgeschlossen wird? Vielleicht 
können Sie darauf eingehen, wie Sie das aktuell in der Hochschulgemeinde handha-
ben. Zuspitzen möchte ich das mit der Frage, ob Sie mir zustimmen können, dass 
Kunst- und Wissenschaftsfreiheit dort ihre Grenze finden, wo antisemitische Inhalte 
und Denkmuster reproduziert werden. 

Ich freue mich sehr auf Ihre Antworten und hoffe, dass Sie einiges klarstellen können. 

Prof.’in Donatella Fioretti (Kunstakademie Düsseldorf): Bei dem ersten Punkt geht 
es um die Distanzierung. Ich will klar und deutlich sagen, dass ich die Aussage von 
Bama al-Sharif nicht teile. In meinem Statement habe ich versucht, zu erklären: Meine, 
Aufgabe als Rektorin ist es nicht, ihre politischen Inhalte zu bewerten, sondern zu prü-
fen … 

(Zuruf von Sylvia Löhrmann [Beauftragte des Landes Nordrhein-West-
falen für die Bekämpfung des Antisemitismus, für jüdisches Leben und 
Erinnerungskultur]) 

– Nein, das nicht. Es ist zu prüfen, ob es einen rechtlich tragfähigen Grund für eine 
Ausladung gibt. Die Studierenden haben das Recht, jemanden einzuladen. Ich kann 
diese Person ohne einen konkreten Grund nicht einfach ausladen. Die rechtliche Prü-
fung hat ergeben, dass die relevanten Äußerungen nach den vorliegenden Einschät-
zungen nicht strafbar sind. Als staatliche Hochschule dürfen wir von den Studierenden 
organisierte Einladungen nicht willkürlich aufheben. Das ist meine Position. Ich distan-
ziere mich also. Trotzdem ist es sehr wichtig, dass die Kunstakademie und alle Hoch-
schulen gerade in dieser sehr aufgeregten und sehr polarisierenden Zeit Räume blei-
ben, in denen ein Dialog stattfinden kann. 

Natürlich muss man in dem Moment, in dem man ein Problem erkennt, Maßnahmen 
treffen. Wir haben Maßnahmen getroffen. In dieser Veranstaltung haben wir antisemi-
tische Aussagen absolut ausgeschlossen. Das haben wir getan, indem wir – das ge-
samte Rektorat – uns ein Sicherheitskonzept gegeben haben. Mit der Moderation war 
abgesprochen, die Veranstaltung sofort abzubrechen, wenn ein antisemitischer Ausruf 
stattgefunden hätte. Eigentlich ist die Veranstaltung sehr ruhig verlaufen. Sie war auf 
die Arbeit der Künstlerin fokussiert. Es hat ein sehr interessantes Gespräch stattge-
funden. 

Ich kann auch sagen, weil er mich eigentlich sogar dazu aufgefordert hat: Einer der 
Organisatoren ist ein jüdischer Student. Sie können sich vorstellen: Wir haben natür-
lich keine Liste mit jüdischen Studierenden. Nach Einschätzung der Kollegen sind circa 
zehn jüdische Studierende an der Kunstakademie. Ich habe bis jetzt mit sechs dieser 
Studierenden gesprochen. Sie sind keine Einheit. Sie kommen aus verschiedenen 
Ländern und haben unterschiedliche Meinungen, aber sind generell verunsichert – nicht 
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nach dem 7. Oktober und nicht an der Kunstakademie, sondern generell in Deutsch-
land. Diejenigen, mit denen ich gesprochen habe – ich habe keine wissenschaftliche 
Forschung betrieben –, haben mir gesagt, dass sie es richtig finden, dass diese Ver-
anstaltung gehalten wurde. Wie gesagt, haben andere aktiv an der Organisation der 
Veranstaltung mitgewirkt. 

Andreas Bialas (SPD): Ich möchte es gern mit dem Wort „und“ halten, nicht mit dem 
Wort „aber“. Alles geschieht derzeit vor einem gewissen Hintergrund. Als Erstes 
möchte ich den Blick auf leidende, getötete, trauernde und traumatisierte Menschen, 
auf das Elend von Menschen durch Verlust und Verletzung, auf Menschen in Angst 
um das Leben ihrer Lieben und um sich selbst lenken; auf das Leid der Menschen, auf 
Israelis und auf Palästinenser. Dieses Leid ist für viele von uns unermesslich. Es ist 
nicht empfindbar, wenn man nicht betroffen ist. Wir als Politiker, die reden und urteilen, 
haben die Gnade, nicht unmittelbar berührt zu sein. 

Es ist wichtig, dass dieses unendliche Leid artikuliert wird, es nicht hingenommen wird, 
uns mahnt und uns rüttelt, für die Menschen und für Menschlichkeit einzutreten. Das 
ist unsere Aufgabe in der Politik, gerade auch in Deutschland, der wir – das ist meine 
persönliche Meinung – nur unzureichend nachkommen. Dieses Leid nach dem barba-
rischen Attentat der Hamas, der Geiselhaft, der Bombardements und auch das Leid 
während und nach dem Krieg in Gaza muss betrachtet werden. Es ist wichtig, darüber 
zu sprechen, und noch nötiger, im Sinne des Friedens und einer menschenwürdigen 
Zukunft zu handeln. Es bedarf daher dringend der Plattformen des Diskurses. 

Im Mittelpunkt der heutigen Auseinandersetzung steht die Frage, ob dies in der Kunst-
akademie in angemessener Art und Weise geschehen ist. Wir sind der Auffassung: 
Nein, ist es nicht. Des Weiteren steht die Frage im Raum, was nun zu geschehen hat 
und was überhaupt geschehen kann. Es ist wichtig, eine politische Positionsbestim-
mung vorzunehmen, gerade wenn man sieht, dass unmittelbare Handlungsmöglich-
keiten der Regierung vermutlich überschaubar sind. Die Rolle der Opposition ist nor-
malerweise klar, dennoch halte ich es für wichtig, darauf zu verweisen, dass derzeit 
Forderungen an die Ministerin gestellt werden, denen sie vermutlich gar nicht nach-
kommen kann. 

Ich gehe davon aus, dass man die Auseinandersetzung nicht nutzt, um über Kunst- 
und Wissenschaftsautonomie insgesamt nachzudenken. Dies hielte ich für kreuzver-
kehrt. Ich darf der Ministerin für den Weg danken, den sie eingeschlagen hat: den Weg 
des Dialogs. 

Lassen Sie mich als Wuppertaler kurz etwas über einen anderen Wuppertaler sagen. 
Johannes Rau, Ministerpräsident dieses Landes und Bundespräsident, der große 
Freund der Israelis, sprach in der Knesset über Demut vor den Opfern der Shoah, die 
Rolle Deutschlands an der Seite Israels und die Äußerungsmöglichkeiten von Freun-
den gegenüber Freunden, Kritik an Israel artikulieren zu können, wenn dies aus der 
Freundschaft heraus geschieht. Wir wissen: Hinter Israel-Kritik versteckt sich häufig 
genug der Antisemitismus. Dieser wird von uns immer und auf das Entschiedenste 
bekämpft. Das gehört zu unserer DNA. Im Nationalsozialismus saßen genügend von 
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uns Sozialdemokraten aufgrund des Kampfes gegen den Faschismus und gegen das 
rechtsextreme Regime in den Konzentrationslagern. 

Nicht jede Kritik an Israel ist Antisemitismus. Es gilt auch: Es ist besonders schwer, 
aus der Ferne Empfehlungen und Vorschläge zu unterbreiten. Wir sollten sehr zurück-
haltend sein und den Leidenden helfen. Erneut erinnere ich an das Credo von Johan-
nes Rau: versöhnen statt spalten. Ich bedauere zutiefst, wenn diesem nötigen Diskurs 
die Sprache, die Gedanken und die Bilder der Radikalität beigemischt sind. Ein Eintre-
ten für bessere und lebenswürdige Umstände für die Palästinenser muss nicht und 
darf nicht im Angesicht von Forderungen, die das Existenzrecht Israels infrage stellen, 
geschehen, und darf nicht zu der Propagierung von Terror und Boykott führen. 

Mir ist nichts anderes bekannt, als dass die Äußerungen von Frau Basma al-Sharif von 
der Meinungsfreiheit gedeckt sind. Sie kann sich demzufolge so äußern. Ich teile diese 
Äußerungen über Israel ausdrücklich nicht. Fraglich ist aber, ob ihr eine Plattform in 
der von öffentlicher Hand geförderten Kunstakademie geboten werden kann und sollte, 
selbst wenn sie dort über andere Dinge spricht. Es stellt sich die Frage der Kunst- und 
Wissenschaftsfreiheit. Diese kann ich noch nicht einmal annähernd endgültig beant-
worten, allerdings gibt es keine Freiheiten ohne Grenzen. Freiheit ist nicht die gren-
zenlose Möglichkeit, alles tun und lassen zu können, was man will. Grenzen, auch von 
verfassungsrechtlich garantierten Freiheiten, setzen zum Beispiel anderweitige Ge-
setze, auch wenn gerade diese sehr hohe Hürden haben und nicht zuletzt im Rahmen 
praktischer Konkordanz abgewogen werden müssen. 

Wissenschaft und Kunst sollen gerade Diskurse fördern, unterschiedliche Blickwinkel 
auftun, Denkgewohnheiten aufreißen, unbequem, mitunter schmerzhaft sein, die viel-
fältigen Facetten im Wahrnehmen, Fühlen, Denken und Urteilen sichtbar und erlebbar 
machen. Doch gilt gerade für öffentliche Einrichtungen: Nicht alles, was man möglich-
erweise darf, sollte man auch tun. Gerade dort, wo sich der Ermöglichungsraum der 
Wissenschaft und Kunst öffnet, betritt man gleichzeitig einen Verantwortungsraum. 
Gerade dort, wo Freiheit herrschen kann, dürfen sich Wertmaßstäbe nicht verabschieden. 

Eine weitere, möglicherweise etwas philosophischere Frage lautet, inwieweit das Werk 
mit dem Künstler identifizierbar ist und ob es an eine moralische Integrität gebunden 
sein sollte. Dies würde hier zu weit führen. Ganz kurz: Eine völlige Loslösung kann es 
nicht geben, auch nicht bei aktuellen Bezügen, die noch nicht der Vergessenheit oder 
der wohlwollenden Relativierung der Zeit anheimfallen. 

Zusammenfassend: Wir kritisieren die Ermöglichung dieses Auftritts in Räumen der 
Kunstakademie. Wir erwarten eine angemessene Wahrnehmung der Verantwortung 
bei Leitungen von öffentlichen Einrichtungen. Wir begrüßen den Weg des Dialogs, den 
die Ministerin einschlägt. Es gilt auch: Es ist richtig, immer wieder an das Leid der 
Menschen zu erinnern, daran mitzutun, dieses zu lindern und an die Machthaber zu 
appellieren, daran etwas zu ändern. Lassen Sie uns alle es in einer Sprache des Frie-
dens und der Versöhnung und nicht in einer Sprache tun, die neue und/oder alte Wun-
den aufreißt und/oder nicht verheilen lässt. Auch das kann gerade die Kunst: Unser 
Verstehen zu üben, unser Fühlen und Mitfühlen zu stärken und uns einander näher-
zubringen, wäre die große, heilende Kraft der Kunst. 
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Frank Jablonski (GRÜNE): Vielen herzlichen Dank an die Ministerin für Ihren Bericht 
und Ihren Versuch, einen Dialog zu ermöglichen. Ebenfalls einen herzlichen Dank an 
unsere Gäste, vor allem Frau Professorin Fioretti, Frau Sylvia Löhrmann und Herrn 
Alon Dorn. Ausdrücklich möchte ich mich bei der Jüdischen Gemeinde für ihre Bereit-
schaft bedanken, heute hier zu sein. 

Zunächst einmal möchte ich betonen, wie wichtig wir es finden, dass wir heute die 
Möglichkeit haben, uns auszutauschen und möglicherweise einen Dialog wieder auf-
nehmen zu können. Die Hintergründe der besagten Veranstaltung an der Kunstaka-
demie in Düsseldorf sind im Großen und Ganzen bekannt, auch wenn sie unterschied-
lich bewertet werden. Genauso bekannt ist die Situation im Nahen Osten, seitdem die 
Terrororganisation Hamas ihren bestialischen Überfall auf Menschen unterschiedli-
cher Religionen und Nationalitäten, der durch nichts – ich betone –, durch absolut gar 
nichts zu rechtfertigen ist, in Israel begangen hat. Jede Form der Relativierung dieses 
brutalen, menschenverachtenden Massakers ist Terrorverherrlichung, die wir als De-
mokratinnen und Demokraten auf das Schärfste ablehnen und verurteilen. 

Die politische Situation ist dementsprechend schwierig und komplex. Noch schwieriger 
ist die kommunikative Situation, zum Beispiel in den Medien, in den sozialen Medien, 
auf Demonstrationen und auch bei Veranstaltungen. Dort herrscht häufig überhaupt 
kein Wille zum Dialog mehr. Im Gegenteil werden Gruppen von Menschen ihre Würde 
und ihre Rechte abgesprochen – ganz im Sinne der von Iran unterstützten Terrororga-
nisation Hamas, die jüdisches Leben im Allgemeinen und Israel im Speziellen zerstö-
ren möchte. Geprägt wurde diese Diskussion in den letzten Jahren durch den soge-
nannten BDS, hasserfüllte Kampagnen in den sozialen Medien und offene antisemiti-
sche Anfeindungen und Übergriffe, die wir unter anderem leider sehr häufig in Berlin 
erlebt haben. 

Wir in Nordrhein-Westfalen pflegen gerade im Kunst- und Kulturbereich normalerweise 
einen grundsätzlich anderen Umgangston. Leider wurden auch in NRW Jüdinnen und 
Juden angefeindet und angegriffen, aber bei allen Vorfällen im Kulturbereich sind wir 
umgehend und entschlossen gegen jede Form von Antisemitismus vorgegangen. Wir 
haben aber auch kritische Dialogformate ermöglicht und unterstützt. Gleichzeitig ha-
ben wir allen Beteiligten sehr klargemacht, dass die Würde des Menschen nicht rela-
tivierbar ist. Wir im Kulturbereich in NRW setzen auf kritischen Dialog, auf ein Mitei-
nanderreden und nicht darauf, sich gegenseitig medial ins Gesicht zu brüllen. Wir sind 
hier in Nordrhein-Westfalen und nicht in Berlin – und das ist auch sehr gut so. Wir in 
NRW lassen uns keine Form der Abwertung von Menschen aufzwängen. 

Die Kunstfreiheit, die Wissenschaftsfreiheit, die Hochschulfreiheit und die Meinungs-
freiheit sind extrem hohe Güter in der Verfassung der Bundesrepublik Deutschland. 
Wir stehen selbstverständlich hinter diesen Verfassungsgütern. Wir garantieren sie, 
wir verteidigen sie, und wir schützen sie. Wir schützen aber auch die Würde des Men-
schen, die aus gutem Grund dem Grundgesetz vorangestellt ist und die alle anderen 
Verfassungsgüter zu achten haben. 

Frau Professorin Fioretti, vor diesem Hintergrund habe ich einige Fragen. Der besag-
ten Veranstaltung, die schon im Vorfeld einige Aufmerksamkeit erfahren hat, wurde 
Einseitigkeit bzw. einseitige Parteinahme vorgeworfen. Sie sprechen von „Dialog“ und 
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weisen diesen Vorwurf zurück. Man hätte dem Vorwurf der Einseitigkeit zum Beispiel 
dadurch leicht begegnen können, Vertreter*innen der Presse zu der Veranstaltung Zu-
gang zu gewähren. Sie hätten zum Beispiel auch jüdische Verbände oder uns als kul-
turpolitische Sprecher einladen können. Warum wurde die Veranstaltung trotzdem im 
abgeschotteten Raum abgehalten. Die sich daran anschließende Frage: Würden Sie 
das heute wieder so tun? 

Im Anschluss an Frau Kollegin Wermer möchte ich konkret wissen, wie die aktuelle 
Situation der jüdischen Studierenden an der Kunstakademie heute aussieht. Ist es 
möglich, zum Beispiel mit einer Kippa an der Kunstakademie zu studieren oder zu 
arbeiten? Sie als Rektorin haben die Aufgabe, alle Studierenden zu schützen. Haben 
Sie den Eindruck, dass dies in Düsseldorf gerade gelingt? 

Die dritte und vorletzte Frage – der Bundestag und die Kulturministerkonferenz haben 
sehr klare Resolutionen zur BDS verabschiedet –: Sind Ihnen diese Resolutionen be-
kannt? Wenn ja: Fühlen Sie sich an sie gebunden? Als letzte Frage: Frau Professorin 
Fioretti, wie stellen Sie sich die Zukunft vor? Welche Maßnahmen möchten Sie ergrei-
fen, damit dieser Konflikt gelöst wird und alle Beteiligten wieder zu einem konstruktiven 
Austausch zurückkehren können? Wie möchten Sie vor allem erreichen, dass in der 
Kunstakademie Düsseldorf wieder die Kunst im Vordergrund steht? 

Prof.’in Donatella Fioretti (Kunstakademie Düsseldorf): Entschuldigung, die letzte 
Frage habe ich akustisch nicht verstanden. 

Frank Jablonski (GRÜNE): Wie stellen Sie sich die Zukunft vor? Wie können wir wie-
der in einen Dialog eintreten? Wie kann die Kunst und nicht die Diskussion über Anti-
semitismus an der Kunstakademie wieder im Mittelpunkt stehen? 

Prof.’in Donatella Fioretti (Kunstakademie Düsseldorf): Die Kunstakademie hat im-
mer die Kunst zum Mittelpunkt. Das war auch bei dieser Veranstaltung so. 

(Zuruf von Dr. Günther Bergmann [CDU]) 

Sie fragen mich, ob ich das im Nachhinein hätte anders machen können. Ich muss 
tatsächlich sagen, dass es in der Akademie aufgrund der schwierigen Abwägungen 
nicht gelungen ist, so schnell und transparent zu kommunizieren – das muss ich zu-
geben –, wie es wünschenswert gewesen wäre. Dies hat möglicherweise zu Missver-
ständnissen beigetragen, wofür ich mich entschuldige. Ganz offen gesagt: Für uns im 
Rektorat war es das erste Mal, dass wir mit einer Situation in dieser Größenordnung 
und mit dieser öffentlichen Dynamik zu tun hatten. Viele Entscheidungen mussten un-
ter großem Zeitdruck und teilweise bei unklarer Lage getroffen werden. 

Zugleich wurde deutlich, dass unser Kommunikationsteam der Aufgabe nicht gewach-
sen war. Wir haben ein wunderbares Kommunikationsteam, das in einer Stunde ein 
sehr fundiertes und sehr konsistentes Profil über einem Künstler schreiben kann, aber 
das ist eine völlig andere Sache. Ich habe darüber bei der Landesrektorenkonferenz 
gesprochen: Viele Kunst- und Musikhochschulen verfügen über eine kleine Verwal-
tung, wie Sie wissen, und auch ein sehr kleines Kommunikationsteam, das auf diese 
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Krisensituation reagieren muss. Gleichzeitig sehen wir, dass die Hochschulen heute 
und wahrscheinlich auch in Zukunft immer häufiger mit solchen gesellschaftlich und 
politisch aufgeladenen Themen konfrontiert werden. Deshalb haben wir überlegt, ob 
wir zum Beispiel die Kräfte mit den anderen Kunst- und Musikhochschulen bündeln 
und versuchen, ein Kommunikationsteam aufzubauen, dass uns bei solchen Proble-
men hilft. Ich finde, das war sehr häufig ein Problem von Kommunikation. 

Für mich sehr wichtig – ich habe das verpasst –: Ich hätte wirklich vorher in Kontakt 
mit der Jüdischen Gemeinde treten müssen. Das sage ich ganz offen. Das ist nicht so 
gut gelaufen. Es gab immer wieder Antworten. Die Kanzlerin hat diese Rolle bei der 
Kommunikation übernommen. Im Nachhinein merkte ich, dass ich das hätte überneh-
men sollen. Unsere Bereitschaft zum Dialog ist aber immer noch vorhanden. Wir ha-
ben es mehrere Male gesagt. Für mich wäre es ein sehr wünschenswertes Ergebnis 
dieses Gesprächs, wenn wir tatsächlich zusammenkommen könnten, also Sie zu uns 
oder wir zu Ihnen kommen und wir darüber sprechen könnten. Wir wollen nicht als 
Gegner der Jüdischen Gemeinde dastehen. 

Diese Veranstaltung war eine Momentaufnahme. Wir haben zum Beispiel vor – ich 
habe es schon an anderen Orten gesagt –, eine Vortragsreihe zu organisieren. Wir 
haben einen sehr schlechten Working Title: „Einladung oder Ausladung? – Umgang 
mit strittigen Positionen an Kunsthochschule im Kontext von Kunst- und Wissen-
schaftsfreiheit“. Wir sind gerade dabei, diese Veranstaltung zu organisieren. Das wird 
nicht im Rahmen von SPARTA geschehen, sondern das wird eine institutionelle Ver-
anstaltung. 

Angefragte Gäste sind zum Beispiel Dr. Elad Lapidot, Professor für Hebräische und 
Jüdische Studien an der Universität Lille, Professor Dr. Uffa Jensen, Historiker und 
stellvertretender Direktor des Zentrums für Antisemitismusforschung, und Dr. Lothar 
Zechlin, emeritierter Professor für Öffentliches Recht und ehemaliger Gründungsrektor 
der UDE. Wir würden gerne Frau Professorin Dr. Anja Steinbeck und Ronen Steinke 
gewinnen, der ein wichtiges Buch über Meinungsfreiheit geschrieben hat. 

Im Sommersemester laden wir zudem die Initiative „Trialoge“ im Rahmen der Kunstdi-
daktik ein. Sie arbeitet mit „Gesellschaft im Wandel“ zusammen und bietet Bildungs-
material sowie Workshops an, die Lehrkräfte mit Multiplikatorinnen und Multiplikatoren 
dabei unterstützen, differenziert über Israel und Palästina zu sprechen und Räume für 
einen respektvolle Dialog zu schaffen. Diese Veranstaltung steht im Moment im Raum. 
Wir möchten gerne, dass die Kunstakademie einen Dialograum bildet. 

Vorsitzende Christina Osei: Ich möchte darauf hinweisen, dass wir jetzt noch genau 
30 Minuten haben. Wir alle müssen heute um 10:00 Uhr in das Plenum. 

Yvonne Gebauer (FDP): Frau Ministerin Brandes, Frau Löhrmann als Antisemitismus-
beauftragte und Herr Dorn als Vertreter der Jüdischen Gemeinde, Ihnen möchte ich 
sehr herzlich für Ihre klaren Statements danken, die keinen Zweifel daran lassen, wie 
Ihre Haltung ist. Ich danke auch Frau Fioretti für ihre Ausführungen, darf aber dazusa-
gen, dass Sie heute die Möglichkeit hier vor Ort leider nicht genutzt haben, Ihre Hal-
tung eindeutig und wenn, dann nur auf Nachfrage darzulegen. 
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Vieles haben meine Kolleginnen und Kollegen im Vorfeld schon angemerkt und ge-
fragt. Das alles brauche ich angesichts der Zeit nicht zu wiederholen. Ich möchte sa-
gen, dass Hochschulfreiheit, Wissenschaftsfreiheit und Kunstfreiheit, wie Sie sie zu 
Recht einfordern, Werte sind, die es zu schützen gilt, aber Freiheit bedingt immer Ver-
antwortung. Eine Leitung, so wie Sie sie innehaben, bedingt Führung und Haltung. Zu 
der Haltungsfrage habe ich mich gerade schon geäußert. Ich hätte mir sehr ge-
wünscht, dass Sie diese Situation heute hier nutzen, Ihre persönliche Haltung nicht 
erst auf Nachfrage, sondern in Ihrem Eingangsstatement deutlicher zu sagen und sich 
deutlicher zu positionieren, als Sie das getan haben. 

Ich möchte Ihnen auch sagen, warum. Studierende haben eine Künstlerin zu einem 
Workshop mit 30 bis 50 Personen eingeladen, wie Sie dargelegt haben. Diese Vorge-
hensweise hat nicht zum ersten Mal stattgefunden. Es wurde aber bekannt, dass die 
Künstlerin auch politisch unterwegs ist. Den großen Zeitdruck, von dem Sie gespro-
chen haben, kann ich nicht erkennen. Herr Dorn hat ausgeführt, dass die Jüdische 
Gemeinde bereits im Dezember darüber informiert hat, wie die Künstlerin ihre politi-
sche Einstellung in Posts dargelegt hat und dass sie Israel das Existenzrecht ab-
spricht. Spätestens dann hätte man als Leitung wissen müssen, was sich daraus im 
Rahmen einer Veranstaltung ergeben kann bzw. ergeben wird. 

Wenn vonseiten der Jüdischen Gemeinde Dialogbereitschaft signalisiert wird, ein Dia-
log eingefordert wird und die Möglichkeit bestand, im Rahmen der Veranstaltung kei-
nen Closed Shop, so wie Frau Löhrmann es genannt hat, walten zu lassen, sondern 
die Gelegenheit zu nutzen und zu sagen: „Wir beziehen euch mit ein“ und „Wir wollen 
mit euch diskutieren“, dann wurde in Bezug auf die Haltungsfrage eine große Chance 
vertan. 

Nach all dem, was passiert ist, haben Sie der Frankfurter Rundschau ein Interview 
geben und darin die Chance wieder nicht genutzt, um zu sagen, was Ihre Haltung ist. 
Frau Wermer hat es schon angesprochen, und es schwebt im Raum: Haltung ist, wie 
Sie als Leitung – als Führungskraft sind Sie ein Vorbild – damit umgehen. Sie erwäh-
nen in keinem Satz und mit keinem Wort den Angriff auf Israel vom 7. Oktober und 
zeigen Ihre Haltung nicht. 

Wir als Liberale haben dahin gehend Bedenken, ob Sie Ihrer Verantwortung entspre-
chen können, aber auch ein Stück weit entsprechen wollen. Ich sage noch einmal, weil 
das für mich in diesem Zusammenhang die grundlegenden Fragen sind: Freiheit be-
deutet Verantwortung, Leitung bedeutet Führung und Haltung. Ich hätte mir am heuti-
gen Tag ein deutlicheres Bekenntnis und nicht erst auf Nachfragen deutlichere Aussa-
gen gewünscht. 

Dr. Hartmut Beucker (AfD): Lassen Sie mich damit beginnen, dass ich Herrn Kolle-
gen Bialas ganz ausdrücklich dafür danke, dass er eingangs seiner Stellungnahme 
das Humanum, den menschlichen Kern dieser Frage, herausgearbeitet hat. Ganz be-
sonders betrifft das in diesem Fall die jüdische und israelische Perspektive. Diese Men-
schen werden in ihrem Menschsein durch das, was passiert, grundsätzlich infrage ge-
stellt. 
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Schauen wir uns einmal an, was wirklich geschehen ist: antisemitische Äußerungen 
einer Künstlerin im Internet. Jetzt knüpfe ich an das an, was Frau Löhrmann gesagt hat – 
das Beispiel „Wagner“ ist gefallen –: Bedeutet das ein lebenslanges Aufführungsver-
bot? Nein, bedeutet es nicht. Wagner wird weiterhin aufgeführt. Er wird dadurch in den 
Zusammenhang gestellt, dass die bedenklichen Seiten, die eventuell auf das Werk 
ausstrahlen können, erläutert werden und davor gewarnt wird. Genau das wäre auch 
in diesem Fall meiner Ansicht nach die richtige Wahl der Vorgehensweise. Das heißt: 
kein ausdrücklicher und genereller Ausschluss, wenn die Künstlerin irgendwo eingela-
den wird, sodass sie über ihr Werk diskutieren kann. Genau das ist an der Hochschule 
geschehen. 

Die Veranstaltung selbst ist – ich gehe davon aus und habe nichts anderes gehört – 
völlig frei von antisemitischen Äußerungen abgelaufen. Das hat die Hochschule sicher-
gestellt. Insofern ist daran wenig auszusetzen. Weil aber die Ängste vor allen Dingen 
der Jüdischen Gemeinde in diesem Zusammenhang so überaus berechtigt sind, den 
Kern des menschlichen Wesens betreffen und beachtet werden müssen, wäre es mei-
ner Ansicht nach im Vorfeld eindeutig notwendig gewesen, die richtige juristische Vor-
gehensweise mit Dialog zu unterfüttern und um Erklärung der Vorgehensweise der 
Hochschulleitung zu werben. Ich werde es dabei belassen. 

Dr. Günther Bergmann (CDU): Ich bin ganz überrascht, welche Allianzen sich gerade 
auftun. 

(Heiterkeit von der CDU, der SPD und den GRÜNEN – Rodion Bakum 
[SPD]: Ich auch!) 

Ich möchte gerne sagen, dass aus dem Dreiklang Ruhrtriennale, documenta und Ber-
linale ein Vierklang zu werden droht, dem sich noch die Kunstakademie anschließt. Es 
ist mir völlig unverständlich, warum die Kunstakademie zu diesem Zeitpunkt auf einmal – 
völlig egal, welcher Vorlauf dafür nötig ist, kommt mir das so ein bisschen wie der Senf 
nach dem Essen vor – zu einer solchen Veranstaltung kommt und nach zwei Jahren 
Diskussion und Ausschreitungen auch in Hochschulen anscheinend noch nicht einmal 
in der Lage ist, sensibel genug darauf zu reagieren. Ich selbst komme aus einem 
Standort, an dem die jüdische AStA-Vorsitzende beschimpft, bedroht und im Grunde 
genommen aus dem Amt gejagt wurde. Ich habe diese Situation an einer Hochschule 
bei mir zu Hause also hautnah erlebt. Dass man meint, eine solche Veranstaltung so 
blauäugig planen zu können, ohne irgendwelche Voraussetzungen und ohne irgend-
wie zu fühlen, dass die Außenwirkung vielleicht weit über die künstlerische Darstellung 
hinausgeht, ist – vorsichtig formuliert – naiv. 

Wir, alle demokratischen Abgeordneten hier, stehen in der Tradition, dass wir die 
Hochschulfreiheit, die Meinungsfreiheit und die künstlerische Freiheit verteidigen, weil 
diese Freiheiten vor 100 Jahren auch an der Kunstakademie – dafür könnte ich Ihnen 
Beispiele nennen – mit Füßen getreten wurden. Diese Freiheiten haben damals nicht 
bestanden. Wir alle stehen dafür, dass jeder seine Meinung und jede Hochschule ihren 
Rahmen usw. nutzen kann. Nur: Wie im richtigen Leben hört meine Freiheit immer dort 
auf, wo diejenige des Nächsten anfängt. In diesem Fall wurde eine Grenze deutlich 
überschritten. 
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Wenn man unter dem Schutzmantel und dem Schutzargument dieser Freiheit alles 
ermöglicht, für das wir eigentlich nicht stehen, dann muss ich sagen: Hier hört es auf, 
lustig zu sein. Wenn es in Deutschland Staatsräson ist, dass der Staat Israel unan-
greifbar ist, dann kann ich nicht verstehen, dass man jemanden, der wie die Hamas 
„From the River to the Sea“ fordert und damit übrigens die 20 % palästinensischen 
Einwohner Israels gefährdet, was in der Diskussion immer vergessen wird – es wird 
immer vergessen, zu sagen, dass Israel die einzige Demokratie in die Region ist und 
die 20 % arabischen Bevölkerungsanteile damit auch gefährdet werden; diese Argu-
mente möchte man nicht hören und schiebt sie weg –, in einem künstlerischen Feld 
aufgenommen wird. 

Sie sprechen davon, dass die Veranstaltung aufgrund der Gefährdungslage nicht öf-
fentlich gemacht wurde. Vorher sagten Sie in Ihrem Vortrag, es habe keine Gefähr-
dungsgrundlage gegen, und Sie hätten es deswegen nicht verbieten können. Damit 
widersprechen Sie sich selbst. Ich will Ihnen eines sagen: Antisemitismus ist immer 
ein Grund, etwas abzusagen. Sie müssen nicht mit irgendwelchen juristischen Maß-
nahmen kommen, sondern Sie könnten sagen: Ich habe Hausrecht. 

Wenn die Bewertung – das ist Ihre Aufgabe als Chef des Ganzen – dieser Posts, die 
Sie kannten, nicht dafür ausgereicht hat, zu dem Ergebnis zu kommen, dass Sie Ihrer 
Einrichtung schaden, letztendlich auch der künstlerischen Freiheit bzw. dem Begriff, 
der dahintersteht, und all dem, was wir alle verteidigen wollen und was die Ministerin 
wunderbar dargestellt hat – schönen Dank dafür; ich bin sehr dankbar für diesen Dia-
log und dass Sie diesen Einsatz zeigen –, dann haben Sie für die Kunstakademie keine 
gute Arbeit geleistet; anders kann ich das nicht nennen. 

Unter dem Deckmantel, den Sie gerade dargestellt haben, könnten rein theoretisch 
Rechtsradikale bei Ihnen irgendwelche Postkartenmotive von Adolf Hitler diskutieren. 
Dann würden wir alle zusammen aufschreien und sagen: O Gott, o Gott, welchen 
künstlerischen Wert haben denn diese Postkarten? Man könnte aber alles durch das 
Meinungsbild verteidigen. Sie merken selbst: Das ist etwas, bei dem Sie auch ein Stör-
gefühl haben. Ich hätte mir gewünscht, dass Sie dieses Störgefühl von Anfang an ge-
habt hätten. Dann wäre die Kunstakademie nicht in Misskredit geraten. Diese öffentli-
chen Debatten hätten gar nicht sein müssen. 

Wir müssen die künstlerische Freiheit, die Meinungsfreiheit und die Hochschulfreiheit 
mit Klauen verteidigen, weil genug Leute dort angreifen wollen, aber doch nicht mit 
dieser Unterstützung von Ihrer Seite 

Julia Eisentraut (GRÜNE): Ich finde, heute in der Debatte wird zum einen sehr deut-
lich, dass wir alle miteinander – die Ministerin, die Antisemitismusbeauftragte, aber 
auch wir Abgeordneten der demokratischen Fraktionen – es schaffen, gleichzeitig so-
wohl Mitgefühl mit den palästinensischen Opfern des Krieges und den Opfern des Ter-
roranschlags der Hamas in Israel zu haben, als auch die Terrororganisation Hamas 
als solche zu benennen und die Kriegsführung Netanjahus auf das Ärgste zu kritisie-
ren. Darauf kommt es an. 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 21 - APr 18/1179 

Ausschuss für Kultur und Medien  18.03.2026 
58. Sitzung (Sondersitzung) (öffentlich) sv 
 
 
Abseits von Kunst-, Meinungs- und Wissenschaftsfreiheit, die ich mit jeder Faser ver-
teidige – ich kann Herrn Dr. Bergmann nur zustimmen –, weil es auch in diesem Raum 
genug Feinde der Wissenschafts- und Kunstfreiheit gibt, ist es doch eine Frage von 
Führung und von Lehre, was wir Studierenden an der Kunsthochschule mitgeben. 
Diese kritische Auseinandersetzung, die alle demokratischen Fraktionen im Parlament 
vor einigen Jahren miteinander ausgehandelt und seitdem getragen haben, ist das, 
was Studierende lernen müssen, egal, an welcher staatlichen Hochschule in NRW. 
Ihre Führungsaufgabe als Hochschulleitung – das ist mein Anspruch – ist es, nicht das 
zuzulassen, was passt, sondern den Studierenden Vorbild zu sein, mit Haltung zu füh-
ren und ihnen zu zeigen wie man überhaupt zu so einer kritischen Abwägung kommen 
kann – im Gespräch und auf Augenhöhe miteinander; nicht über die Presse, sondern 
so, dass sich alle Personen gleichermaßen sicher fühlen. 

Für mich ist ein Raum, in dem nicht alle Personen sicher und frei sind, zu sprechen, 
und vor dessen Tür eine stellvertretende Ministerpräsidentin steht, nicht frei, weil freier 
Dialog – das diskutieren wir im Kontext „Machtmissbrauch“ an Hochschulen sehr deut-
lich – nur dann entstehen kann, wenn sich alle sicher und frei fühlen, unabhängig von 
ihrer Identität zu sprechen und teilzunehmen. Deshalb würde ich gerne die Frage von 
Herrn Jablonski wiederholen: Wie sicher fühlen sich jüdische Studierende an Ihrer 
Hochschule? Trauen sie sich, mit Kippa zu studieren? Wie sind Ihre Haltung und Ihre 
Führungsposition – Sie sind die Führungskraft dieser Hochschule –, um in Zukunft 
allen Studierenden eine freie und sichere Beteiligung an allen an Ihrer Hochschule 
stattfindenden Veranstaltungen zu ermöglichen? 

Angela Freimuth (FDP): Im Anschluss an das, was Kollegin Gebauer gerade schon 
gesagt hat und was auch viele Kollegen angesprochen haben, will ich einfach noch 
einmal für uns unterstreichen, auch für mich sehr persönlich: Die Freiheit der Kunst 
und die Freiheit der Wissenschaft sind neben den anderen Grund- bzw. Bürgerfreihei-
ten die Garanten für eine freiheitliche Demokratie. Gerade daraus erwächst aber eine 
besondere Verantwortung, genau dieser Freiheit zu entsprechen. Ich finde es ausge-
sprochen bedauerlich, dass Sie die Haltung, die aus meiner Perspektive aus einer 
solchen Verantwortung zwingend erwächst, auch heute haben nicht deutlich werden 
lassen. Ich kann auch sagen: Sie haben sie vermissen lassen. 

Kollege Bergmann hat gerade schon völlig zu Recht darauf hingewiesen, dass Sie sich 
in Teilen selbst widersprechen, was die Bewertung der Rahmenbedingungen für die 
Veranstaltung und damit auch die Leitlinien für die Frage betrifft, in welchem Umfang 
Sie von Ihrem Hausrecht hätten Gebrauch machen können. Wenn Sie sagen, die Kom-
munikationsabteilung Ihrer kleinen Hochschule sei dem offensichtlich nicht gewachsen 
gewesen, dann will ich jedenfalls für mich sagen: Es hätte einer solchen Belastung 
einer kleinen Kommunikationsabteilung gar nicht bedurft, wenn die Leitung der Kunst-
akademie der Aufgabe gewachsen gewesen wäre. 

Prof.’in Donatella Fioretti (Kunstakademie Düsseldorf): Dass Sie meine Haltung 
nicht als solche erkennen, bedeutet nicht, dass ich keine Haltung habe. Meine ganz 
klare Haltung ist, dass die Kunstakademie – wir stehen in dieser Tradition – seit ihrem 
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Bestehen bzw. nach dem Krieg immer die Freiheit der Kunst verteidigt hat. Meine Haltung 
und meine Werte sind es, die Kunstakademie als einen Ort des Dialogs zu schaffen. 

Es ist keine Überraschung, dass diese Veranstaltung so viel Aufregung erzeugt hat. 
Wir haben es mit einem der Konflikte zu tun, die dieses Jahrhundert kennzeichnen. 
Unsere Studierenden sind mit diesem Thema enorm beschäftigt. Wir müssen den Stu-
dierenden die Möglichkeit geben, die verschiedenen Perspektiven zu diskutieren, zu 
sehen und zu verstehen. Bei dieser Veranstaltung hat Frau al-Sharif zum Beispiel über 
ihre Situation als Person, die nirgendwo zu Hause ist, gesprochen. Dieses Thema be-
trifft unsere Studierenden mit Migrationsintergrund sehr. 

(Angela Freimuth [FDP]: Aber Sie sagten doch gerade selbst, dass es 
letztlich eine politische Veranstaltung war und sie wegen der politi-
schen Haltung eingeladen war!) 

– Nein. 

(Angela Freimuth [FDP]: Entschuldigung!) 

Nein, das ist nicht so. Sie als Künstlerin ist Zeugin einer bestimmten Perspektive, die 
wir hier nicht haben. Deswegen ist es gut, so einen Blick zu haben. Wir haben gesi-
chert, dass bei der Veranstaltung keine Menschenrechtsverletzung entsteht. Wir ha-
ben uns eine Reihe von Verständnissen gegeben, wie diese Veranstaltung zu führen 
ist und was in dieser Veranstaltung besprochen werden kann. 

Vorsitzende Christina Osei: Kommen Sie bitte langsam zum Schluss. 

Prof.’in Donatella Fioretti (Kunstakademie Düsseldorf): Ich versuche es auf diese 
Art. Offensichtlich bin ich nicht allein, das so zu verstehen. Ich würde noch einmal sehr 
vehement dagegensprechen, dass sich die Studierenden bei uns nicht sicher fühlen. 
Das ist wirklich nicht die Atmosphäre der Kunstakademie. Die Kunstakademie ist ein 
Ort der Diskussion und der Freiheit, und das ist gut. Meine Haltung ist, dass wir gerade 
in dieser polarisierenden Zeit eine Form finden müssen, miteinander zu sprechen und 
verschiedene Stimmen zu hören; das ist das Wichtigste überhaupt. 

Ministerin Ina Brandes (MKW): Ich glaube, es war eine sehr wichtige Debatte. Man 
hätte sie wahrscheinlich noch ein bisschen fortsetzen können. Es wurde einiges noch 
nicht angesprochen, was wichtig gewesen wäre. Gleichwohl bin ich den Abgeordneten 
für diese sehr klare Meinungsäußerung und auch für die Unterstützung meiner Vorge-
hensweise in einer nicht einfachen Situation sehr dankbar. Ich danke Frau Löhrmann 
sehr für diese Perspektive, die sie auf die Vorgehensweisen gebracht hat. Sie haben 
das richtig eingeordnet. Sie sind sehr kenntnisreich, aber in dieser Situation nicht un-
mittelbar betroffen. 

(Sylvia Löhrmann [Beauftragte des Landes Nordrhein-Westfalen für 
die Bekämpfung des Antisemitismus, für jüdisches Leben und Erinne-
rungskultur]: Das hilft manchmal!) 

Deswegen haben Sie eine gute Perspektive eingebracht. 
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Herr Dorn, herzlichen Dank für Ihre klaren Worte. 

Frau Fioretti, Sie haben an den Wortmeldungen der Abgeordneten gesehen: Was wir 
heute gehört haben, ist unbefriedigend. Wir haben in Ihrem Statement keine klare Dis-
tanzierung von der politischen Position von Frau al-Sharif gehört. Ehrlich gesagt, ha-
ben wir bis jetzt keine Antwort auf die Frage gehört, warum Sie die Presse nicht zuge-
lassen und die Abgeordneten nicht eingeladen haben. All die Fragen, die Frank 
Jablonski zu Recht gestellt hat, sind nicht beantwortet. Ich kann es nicht nachvollzie-
hen, warum Sie mit den Demonstrierenden vor der Kunstakademie nicht gesprochen 
haben. Ich verstehe das nicht. Das hat auch nichts mit Kommunikation zu tun, sondern 
das hat mit Dialogbereitschaft und mit Haltung zu tun. 

Warum haben Sie nicht mit der Jüdischen Gemeinde gesprochen? Das hat sich über 
Wochen hingezogen. Wir alle wussten die ganze Zeit, dass wir auf ein großes Problem 
zugelaufen sind. Es hat viele Möglichkeiten gegeben, zu sprechen. Sie haben eben 
gesagt, dass Sie einen Dialog anbieten und auch für notwendig halten. Ich muss sa-
gen: Das habe ich mit großer Verwunderung zur Kenntnis genommen, denn es war 
ein Dialog bzw. ein Gespräch vereinbart. Die Jüdische Gemeinde ist in einer für sie 
extrem schwierigen Situation über ihren Schatten gesprungen – das kann man nicht 
anders sagen – und hat sich bereiterklärt, mit uns zu sprechen. 

Sie wissen: Ich habe Wochen mit Pendeldiplomatie verbracht. Ich habe mehrfach mit 
der Jüdischen Gemeinde gesprochen. Ich habe mehrfach mit Ihnen, Frau Fioretti, ge-
sprochen. Ich habe verschiedene Moderationen vorgeschlagen und Angebote ge-
macht. In dieser gesamten Zeit – das zog sich über Wochen hin – hat die Jüdische 
Gemeinde nicht ein öffentliches Statement abgegeben. Auch ich habe kein öffentliches 
Statement abgegeben. Wir haben uns Ihnen gegenüber während der gesamten Zeit 
nicht kritisch geäußert, obwohl es Grund gegeben hätte, um diesen Dialog zu ermög-
lichen. Sie reagieren darauf, indem Sie zu einer weiteren Veranstaltung mit Frau al-
Sharif in Berlin zusagen und der Frankfurter Rundschau ein Interview geben, als Sie 
hätten sagen können: Ich nehme die Kritik an. Das alles ist nicht gut gelaufen. Ich 
würde heute manche Dinge anders machen. 

Nein, Sie haben komplett und ausschließlich darauf beharrt, dass Sie alles richtig ge-
macht hätten, alles, was Sie getan haben, genau so in Ordnung gewesen sei und alle 
anderen das Problem seien. Ich kann das nicht nachvollziehen. Das ist doch keine 
Dialogbereitschaft. Das ist auch keine Demokratie und keine verantwortungsbewusste 
Wahrnehmung von Freiheit. Sie berufen sich auf Freiheit: Freiheit geht nur mit Verant-
wortung, und dieser Verantwortung sind Sie in den letzten drei Monaten und heute 
wieder nicht gerecht geworden. Ich verstehe es nicht. 

Ich weiß, dass Sie keine Antisemitin sind. Das würde ich Ihnen nie unterstellen, aber 
ich verstehe nicht, wie man so unfähig sein kann, die Position der anderen Seite zu 
sehen und mit ein bisschen Empathie auf das einzugehen, was eingefordert wird. Ich 
muss von einer Hochschulleitung erwarten, dass sie dazu in der Lage ist. Das ist hier 
nicht der Fall. Der Kollege Bialas hat es richtig gesagt: Mir sind rechtlich die Hände 
gebunden. Ich habe vom ersten Tag an festgestellt, dass es so ist. Das ist Hochschul-
autonomie. Das ist Wissenschaftsfreiheit. Das ist Kunstfreiheit. Das werde ich achten. 
Das habe ich immer gesagt. Das habe ich Ihnen auch im persönlichen Gespräch 
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gesagt. Gerade, weil Sie diese unglaubliche Sicherheit bzw. Freiheiten haben und ich 
die gesamte Zeit über klar gesagt habe, dass wir nichts Juristisches, nichts Disziplina-
risches und nichts Finanzielles tun werden, um das Verhalten der Kunstakademie zu 
sanktionieren: Was hatte gefehlt, um heute zu sagen: „Ja, das ist richtig. Es war nicht 
in Ordnung, wie wir es gemacht haben. Es wird sich nicht wiederholen. Wir werden 
einen Weg finden, einen Dialog auf der Basis von gegenseitigem Respekt und Verant-
wortung einzugehen“? 

Ich fange an, mich zu wiederholen, und ich werde emotional. Deswegen schließe ich 
jetzt. Ich kann es nicht verstehen. Trotzdem danke ich allen herzlich, dass dieses Ge-
spräch heute möglich war. Ich glaube, es war wichtig, es zu führen, auch wenn ich es 
wahrscheinlich frustrierter verlasse, als ich hereingekommen bin. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vorsitzende Christina Osei: Ich bedanke mich genauso bei unseren Gästen; vielen 
Dank für Ihre Statements. Ich habe es sehr schätzend wahrgenommen, dass Sie an-
wesend waren. Ihnen allen, auch meinen Kolleginnen und Kolleginnen, gilt mein Dank. 
Die Sitzung ist hiermit beendet. 

gez. Christina Osei 
Vorsitzende 

Anlage 
26.03.2026/07.04.2026 
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Frau Christina Osei MdL
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per e-Mail

Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 

im Namen der Fraktionen von CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP beantragen wir eine Sondersitzung 
des Ausschusses für Kultur und Medien zu folgendem TOP: 
„Antisemitismus in der Kultur?! Vorwürfe im Zusammenhang einer Veranstaltung an der 
Kunstakademie Düsseldorf mit einer Künstlerin am 21. Januar 2026“.

Die Rektorin der Kunstakademie Düsseldorf, Prof. Donatella Fioretti, hat in einem Interview mit der Frankfurter 
Rundschau vom 26.02.2026 ihre aus unserer Sicht problematische Wahrnehmung zu der oben genannten 
Veranstaltung wiederholt und weiter zugespitzt. Auch der Ablauf der Veranstaltung selbst, sowie die 
Kommunikation im Umfeld der Veranstaltung und die Umstände derselben werfen weitere Fragen und 
insbesondere auch Bedenken auf, inwieweit hier Grenzen überschritten wurden.

Bedauerlicherweise hat die Jüdische Gemeinde Düsseldorf ihre Bereitschaft zum Dialog mit Frau Professor 
Fioretti zurückgezogen. Aus Sicht der demokratischen Fraktionen im Landtag Nordrhein-Westfalen muss der 
Umgang der Kunstakademie mit dem Vorwurf des Antisemitismus im Rahmen einer Sondersitzung des 
Ausschusses für Kultur und Medien erneut öffentlich und zeitnah diskutiert werden. 

Wir bitten Sie sehr freundlich, entsprechend tätig zu werden.

Mit besten Grüßen

Andrea Stullich MdL Heike Wermer MdL Frank Jablonski MdL Andreas Bialas MdL Yvonne Gebauer MdL

Landtag Nordrhein-Westfalen
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